Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/169 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Leicht, Ehnes, Dr. Stark (Nürtingen) 

und Genossen 


betr. EWG-Kommissions Vorschlag zur Senkung des 
Zuckerrübenpreises 


Die EWG-Kommission hat dem Ministerrat am 24725. Novem- 
ber 1969, anders als das in einem Vorschlag vom Sommer dieses 
Jahres geschehen ist, vorgeschlagen, im Zuckerwirtschaftsjahr 
1970/1971 den Ausnutzungsgrad der Grundquote um 5 Vo herab- 
zusetzen und außerdem den Zuckerrübenpreis um eine Rech- 
nungseinheit (= 3,66 DM) je Tonne zu senken. Die danach 
gewonnenen Mittel sollen zur Finanzierung der Beseitigung 
von Zuckerüberschüssen verwendet werden. In der Bundes- 
republik Deutschland gibt es bis jetzt noch keinen Zuckerüber- 
schuß. Außerdem hat die deutsche Zuckerwirtschaft seit 1958 
bis zum Eintritt in den Gemeinsamen EWG-Zuckermarkt frei- 
willig ihre Erzeugung beschränkt, d. h. sie auf den jährlichen 
Bedarf ausgerichtet. 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Worin liegen die Gründe für den Zuckerüberschuß in der 
EWG und ist dazu mitverantwortlich 

a) die Einbeziehung des Zuckers aus den französischen 
Überseegebieten in die Preis- und Absatzgarantie des 
EWG-Agrarfonds (entgegen den Bestimmungen des Ver- 
trags von Rom) und 

b) die Festsetzung der Höhe der Quoten im Jahre 1966 über 
das normale Maß hinaus zugunsten Frankreichs und 
Belgiens? 

2. Wie hoch waren die Zahlungen an den Agrarfonds im ersten 
Jahr der EWG-Zuckermarktordnung? 

3. Ist es richtig, daß die deutschen Zuckerrübenanbauer im 
Interesse des Zustandekommens des EWG-Agrarmarktes 
eine Preissenkung des deutschen Rübenpreises von 7,25 DM 
je dz auf 6,80 DM je dz hingenommen haben? 
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4. Wie hoch ist die Einkommensminderung je dz als Folge der 
DM- Aufwertung (bisheriger Rübenpreis 6,80 DM je dz)? 

5. Wie hoch wären die erneuten Einkommensverluste je dz bei 
Annahme des Vorschlages der EWG-Kommission? 

6. Teilt die Bundesregierung die Meinung, daß durch diese 
Maßnahme viele bäuerliche Betriebe in ihrer Existenzfähig- 
keit beeinträchtigt werden und die Existenz der süddeut- 
schen Zuckerfabriken nachhaltig gefährdet wird? 

7. Wie wird sich die Bundesregierung zu diesem Fragenkom- 
plex verhalten? 
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